
Beschlussvorlage 

 
  Drucksache Nr.  

 

0103/2012 
 

öffentlich 
 

 

Amt/Aktenzeichen Datum TOP 

Dezernat III/86 00 31 11.01.2012  

 

 

Behandlung im Stadtvorstand gem. § 58 (3) S. 2 i. V. m. 47 (1) S. 2 Nr. 1 GemO am 17.01.2012 

 

Beratungsfolge Gremium Zuständigkeit Datum Status 

Ausschuss für Finanzen und Beteiligungen Vorberatung 24.01.2012 Ö 

Stadtrat Entscheidung 01.02.2012 Ö 

 

Betreff: 

Wirtschaftliche Beteiligungen 

hier: Prüfungsbericht der Grundstückentwicklung Mainz Anstalt des öffentlichen 

Rechts der Stadt Mainz (AGEM) für das Wirtschaftsjahr 2009 
 

 

Dem Oberbürgermeister und dem Stadtvorstand vorzulegen 

 

Mainz,                                                                                                        Mainz, 

 

 

Gez.                                                                                                            Gez. 

Christopher Sitte                                                                                     Günter Beck 

Beigeordneter                                                                                          Bürgermeister 

 

 

Mainz, 

 

 

In Vertretung 

Günter Beck 
Bürgermeister 

 

 

Beschlussvorschlag: 

1. Der Stadtrat nimmt den Prüfungsbericht des Wirtschaftsprüfers Dr. Höflich über 

den Jahresabschluss 2009 zur Kenntnis. 

2. Der Stadtrat beschließt, den Jahresgewinn 2009 in Höhe von 21.715 € auf neue 

Rechnung vorzutragen. 

3. Dem Verwaltungsrat der AGEM wird Entlastung erteilt. 
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Problembeschreibung / Begründung: 

 

 

1. Sachverhalt 

 

Der Jahresabschluss der Grundstücksentwicklung Mainz, A.ö.R. der Stadt Mainz 

(AGEM) wurde erstellt und von dem vom Verwaltungsrat der AGEM bestellten Wirt-

schaftsprüfer Dr. Höflich, Mainz geprüft. 

 

Gemäß § 10 der Satzung der AGEM hat der Vorstand den Abschlussbericht für das 

abgelaufene Wirtschaftsjahr vorzulegen. 

 

 

2. Lösung 

Der Beschlussempfehlung des Verwaltungsrates der Anstalt zum Jahresabschluss 

2009, die sich an den Stadtrat richtet, wird gefolgt. 

 

 

3. Alternative 

keine 

 

 

4. Analyse und Bewertung geschlechtsspezifischer Folgen 

keine 

 

 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

 

keine 
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